
Für kommunale
Basisdemokratie
Fachkonferenz 20 Jahre Thüringer Kommunalordnung

darauf verwiesen, dass es in den Kom-
munen um Basisdemokratie gehe und
es sich letztlich um die kleinste Zelle
des Zusammenlebens handele. We-
sentlichen Reformbedarf sehe er bei-
spielsweise bei der Erweiterung der
wirtschaftlichen Betätigung von Kom-
munen. „Wir wollen, dass Kommunen
Geld verdienen können und müssen“,
betonte Ramelow. 

Der kommunalpolitische Sprecher
Frank Kuschel machte in seinem the-
matischen Einführungsbeitrag eine zu-
nehmende Entpolitisierung von Kom-
munalpolitik aus. Aus seiner Sicht wol-
len Bürgerinnen und Bürger als Partner
ernst genommen werden und auf glei-
cher Augenhöhe in den Dialog treten.

Mit einer Fachkonferenz beging
die Linksfraktion im Landtag das
20jährige Jubiläum der Thüringer
Kommunalordnung (ThürKO). Am 1.
Juni 1994 trat diese in Kraft. Der
Jahrestag war ein guter Anlass, eine
Erfahrungsbilanz zu ziehen und
über die Erfordernisse und Möglich-
keiten der Weiterentwicklung des
Thüringer Kommunalrechts zu dis-
kutieren. 

Mit der ThürKO war die Vorläufige
Thüringer Kommunalordnung (VKO) er-
setzt worden. Diese basierte im We-
sentlichen auf der Kommunalverfas-
sung der DDR, die die Volkskammer
am 17. Mai 1990 beschlossen hatte.
Während die VKO sehr stark vom Mo-
dell der Magistratsverfassung (starke
Stellung des Beschlussorgans, mit
nachgeordneter Position des Bürger-
meisters/Landrates und der Verwal-

vorbehalts, die Kostenerstattung bei
Bürgerbegehren in freier Sammlung
und eine Vereinfachung der Unter-
schriftenleistung. Alles Punkte, die
vom Verein Mehr Demokratie e.V. Thü-
ringen maßgeblich in den letzten Jah-
ren immer wieder auf die politische
Agenda gesetzt worden sind. 

Ralf-Uwe Beck, Sprecher der Initiati-
ve, listete den Forderungskatalog in
seinem Redebeitrag detailliert auf und
brachte für die kommende Legislatur-
periode des Landtages eine Demokra-
tie-Enquetekommission ins Spiel. Der
Kommunalwirtschaftsexperte Prof. Dr.
Michael Schäfer von der Hochschule
für nachhaltige Entwicklung Eberswal-
de plädierte zudem für eine erweiterte
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Als „skandalösen Rückschritt“,
bezeichnete MdL Sabine Berninger
Pläne des Thüringer Innenministe-
riums, die Unterbringung von
Flüchtlingen in Gemeinschaftsun-
terkünften verstärkt finanziell zu
fördern. „Dezentrale Unterbrin-
gung, selbstbestimmte Lebensfüh-
rung und Eingliederung in den Le-
bensalltag vor Ort ist das, was ein
wirklich menschenwürdiger Um-
gang mit Flüchtlingen erfordert.
Viele Kommunen haben das offen-
sichtlich besser erkannt als das In-
nenministerium.“ Dieses verstecke
sich hinter einer bundesgesetzli-
chen Bestimmung und zitiert sie
nur unvollständig. Der zweite Satz
des Paragraph 53 im Asylverfah-
rensgesetz lautet, dass bei der
Entscheidung der Unterbringungs-
art „sowohl das öffentliche Inter-
esse als auch die Belange des Aus-
länders zu berücksichtigen“ sind.
„Es liegt nicht im öffentlichen In-
teresse, Schutzsuchende zu isolie-
ren und auf engstem Raum ohne
Privatsphäre unterzubringen“, be-
tone Sabine Berninger. Das Innen-
ministerium soll die Fördergelder
für die Unterbringung in Wohnun-
gen statt in Gemeinschaftsunter-
künften ausgeben, zumal es ganz
sicher in Thüringen genügend leer-
stehende Wohnungen gebe, um
den genannten Bedarf von 600
fehlenden Plätzen zu decken. 

Die LINKE-Migrationspolitikerin
forderte die Kommunen und die
kommunalen Spitzenverbände auf,
ihre Aktivitäten für einen umfas-
senden Wechsel zur dezentralen
Unterbringung von Flüchtlingen zu
verstärken und solange nicht
nachzulassen, bis auch das Mini-
sterium verstanden hat, was eine
zeitgemäße Flüchtlingspolitik in
Thüringen wirklich erfordert.       

KURZ UND PRÄGNANT

Die Studie des Deutschen Ju-
gendinstituts und der Universität
Dortmund bestätigt die Kritik der
LINKEN, dass das Thüringer Erzie-
hungsgeld und jetzt auch das Be-
treuungsgeld Kinder aus ärmeren
Familien von frühkindlicher Bil-
dung fern hält. Die Familienpoliti-
kerin Margit Jung sagte: „Jetzt ist
klar: auch Eltern, die um die Be-
deutung früher Bildungsangebote
wissen, verzichten darauf, wenn
sie das Geld für ihre Haushaltskas-
se brauchen. CDU und CSU neh-
men billigend in Kauf, dass sich die
soziale Herkunft weiterhin negativ
auf die Zukunftschancen von Kin-
dern auswirkt. In Regierungsver-
antwortung werden wir zumindest
das Erziehungsgeld wieder ab-
schaffen und uns um die Verbesse-
rung der Bildungsqualität küm-
mern.“                                          

Bestätigt: Betreuungsgeld
hält von Bildung fern

Dieser Herausforderung habe sich sei-
ne Fraktion gestellt und deshalb im
Frühjahr dieses Jahres einen Gesetz-
entwurf zur Demokratisierung der
Kommunalpolitik vorgelegt, welcher
nunmehr in den Ausschüssen des
Landtags behandelt wird. Insbesonde-
re die Rechte der Einwohnerinnen und
Einwohner sollen durch das Gesetz ge-
stärkt werden. 

Dazu wird u.a. die Einführung einer
pflichtigen Einwohnerfragestunde und
eines kommunalen Petitionsrechts wie
auch die Möglichkeit der Abwahl des
Bürgermeisters durch ein Bürgerbe-
gehren vorgeschlagen. Hinzu kommen
wesentliche Erleichterungen von Bür-
gerbegehren beispielsweise durch die
Streichung des sogenannten Abgaben-

DAS THEMA

Gefordert: Unterbringung
von Flüchtlingen dezentral

tung) geprägt war, ist die ThürKO nach
dem süddeutschen Ratsmodell ausge-
richtet (starke Stellung des Bürgermei-
sters bzw. Landrates). 

Eingangs der Fachkonferenz bot Udo
Moewes von der Juristischen Fakultät
der Uni Potsdam einen historischen
Abriss der Entwicklung des Kommunal-
rechts, angefangen in der DDR bis zur
Verabschiedung der Thüringer Kommu-
nalordnung in den 1990er Jahren, die
im Wesentlichen bis zum heutigen Zeit-
punkt Bestand hat. Im Mittelpunkt der
Diskussion standen insbesondere
Möglichkeiten der Demokratisierung
der Kommunalpolitik. Letztlich kam
man aber auch bei diesem Thema nicht
an den klammen Finanzen der Kommu-
nen in Thüringen vorbei. 

Ramelow: „Kommunen sollen
Geld verdienen können“

„In der Zeit, wo kein Geld da ist, ist
das alles nichts wert“, musste Eisen-
achs Oberbürgermeisterin Katja Wolf
(DIE LINKE) in ihrem Diskussionsbei-
trag nüchtern feststellen. Sie verwies
auf zahlreiche Beispiele in der Wart-
burgstadt, bei denen aufgrund der fi-
nanziellen Not beispielsweise durch
das Konstruieren von Pflichtaufgaben
der Stadtrat entmachtet wird und so-
mit die kommunale Demokratie Scha-
den nimmt. Deshalb müsse die Finanz-
ausstattung der Kommunen so gestal-
tet werden, damit Demokratie über-
haupt gelebt werden könne. Bodo Ra-
melow, Vorsitzender der Linksfraktion,
hatte zuvor in seiner Eröffnungsrede

Auf der gut besuchten Fachkonferenz der Linksfraktion am 15. Juli im Thüringer
Landtag nutzten die Gäste auch immer wieder die Gelegenheit, ihre Meinung, ihre
Erfahrungen mit der Kommunalpolitik vor Ort - deren Grenzen und Möglichkeiten -
darzulegen. Besonders plastisch wurde dies bei der abschließenden Podiumsdis-
kussion: Wie weiter mit dem Thüringer Kommunalrecht? 

Mitentscheidung der Bürgerinnen und
Bürger beim Umgang mit dem kommu-
nalen Eigentum. Zugleich machte er
aber deutlich, dass im Gegensatz zur
Privatwirtschaft die kommunalen Wirt-
schaftsbetriebe zumindest halbwegs
demokratisch kontrolliert seien. 

Das Abschlusspodium bewegte sich
dann nochmals in dem Spannungsfeld
zwischen theoretischen Schritten der
Demokratisierung der Kommunalpoli-
tik und deren praktischer Umsetzung
im kommunalen Alltag. Für Frank Ku-
schel steht in diesem Zusammenhang
fest: „Nur die bloße Möglichkeit der
Bürgerbeteiligung wirkt und beein-
flusst das kommunale Verwaltungs-
handeln.“ 

Matthias Gärtner


